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Vor 25 Jahren: Anhebung der Pro-Kopf-Zolleinnahmen 
Änderung des Zollvertrages, damit Liechtenstein höhere Zollrückerstattungen erhielt - Zollvertrag wurde bisher nur in diesem Punkt geändert 

(G.M.) - Vor 25 Jahren trafen sich in, 
Vaduz die Verhandlungsdelegationen der 
Schweiz und Liechtenstein, um zwei Ver
einbarungen zu paraphieren, die dem 
Fürstentum Liechtenstein in der Folge 
höhere Einnahmen aus den Zolleinnah-
men der Schweiz und der Warenumsatz
steuer brachten. Nach den für Liechten
stein erfolgreichen Verhandlungen traten 
die beiden Vereinbarungen am 24. Sep
tember 1964 in Kraft, rückwirkend auf 
den 1. Januar 1962. 

Als der Zollvertrag zwischen der 
Schweiz und Liechtenstein im Jahre 1923 
abgeschlossen wurde, stand natürlich 
auch die Frage der finanziellen Leistun
gen der Schweiz an das Fürstentum 
Liechtenstein im Raum. Der  schweizeri-' 
sehe Bundesrat stellte sich bei der Fest
stellung der Zollrückerstattungen auf den 
Standpunkt, dass die Höhe der schweize
rischen Zolleinnahmen und die liechten
steinische Konsumkraft «gänzlich unbe
kannte Faktoren» seien und schlug des
halb eine - auch von Liechtenstein akzep
tierte - Pauschalsumme von 150 000 
Franken pro Jahr vor. Doch schon 1926 
wurde dieser Betrag, gemäss der im Zoll
vertrag enthaltenen Bestimmung zur An
passung nach dreijähriger Vertragsdauer, 
auf 250 000 Fr. erhöht. Weitere Erhö
hungen erfolgten in den folgenden Jahr
zehnten, bis 1950 eine Änderung der Be
rechnungsweise für den liechtensteini
schen Zollanteil vorgenommen wurde. 
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Jungbürgerfeier 
1989 in Mauren 

(pafl) - Die diesjährige Jungbür
gerfeier findet am 4. November im 
Gemeindesaal Mauren statt. Die 
Jungbürgerinnen und Jungbürger 
des Jahrgangs 1969 werden aus die
sem besonderen Anlass vor der offi
ziellen Feier von Seiner Durch
laucht Erbprinz Hans Adam und Ih
rer Durchlaucht Erbprinzessin Ma
rie auf Schloss Vaduz empfangen. 
Im Anschluss daran werden im Ge
meindesaal Mauren Regierungs-
chef-Stellvertreter Dr. Herbert Wil
le sowie eine Vertreterin oder ein 
Vertreter aus den Reihen der Jung
bürger zur Festversammlung spre
chen. Danach sind die Jungbürge
rinnen und Jungbürger Gäste der 
Regierung bei einem gemeinsamen 
Abendessen mit Vertretern des öf
fentlichen Lebens. 
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Von der Pauschalsumme zur Kopfquote 
Die Einnahmen aus der Zollrückerstat

tung waren für den liechtensteinischen 
Staatshaushalt von grosser Wichtigkeit. 
Nach einer Berechnung von VPBank-Ge-
neraldirektor Dr. Emil JJeinz Batliner 
(«50 Jahre Zollvertrag Liechtensteins mit 
der Schweiz unter besonderer Berück
sichtigung des Geldwesens») beliefen sich 
die Zolleinnahmen im Durchschnitt auf 
22,8 Prozent in den Jahren 1924 bis 1940 
im Verhältnis zu den gesamten Staatsein
nahmen des Fürstentums Liechtenstein. 
Dieser Anteil erhöhte sich nach 1940, als 
in der Schweiz die Warenumsatzsteuer 
eingeführt wurde, wovon auch Liechten
stein durch eine Rückerstattung profitier
te. Im Jahre 1951, als die neue Berech
nungsgrundlage für die Zollrückerstat
tung wirksam wurde, machten die Zoll-
und Warenumsatzsteuereinnahmen be
reits einen Anteil von 40 Prozent aus. Die 
Änderung der Berechnungsgrundlage be
stand darin, dass Liechtenstein künftig 
nicht mehr einen Pauschalbetrag aus den 
Zolleinnahmen zugeteilt erhielt, sondern 
nach dem Kopf-Quoten-System. Aller
dings erhielt Liechtenstein nur einen An
teil von zwei Dritteln der errechneten 

Summe pro Kopf der Gesamtbevölke
rung der beiden Länder. Mit dieser Än
derung der Berechnungsweise sollten 
einerseits die Zolleinnahmen gemäss dem 
schweizerischen System für die Kantone 
ermittelt werden, anderseits wurde mit 
der Zwei-Drittel-Quote der noch geringe
ren Konsumkraft der liechtensteinischen 
Bevölkerung Rechnung getragen. 

Anhebung auf volle Pro-Kopf-Quote 
Die volle «Gleichberechtigung» in der 

Ausrichtung der Kopf-Quoten erfolgte 
erst 1964. Über die am 24. Juli 1964 in 
Vaduz abgeschlossene Vereinbarung zwi
schen der Schweiz und Liechtenstein hielt 
der  Bundesrat in seinem Bericht über die 
Beziehungen der Schweiz zum Fürsten
tum Liechtenstein im Jahre 1973 fest: 
«Als in der Folge der Industrialisierungs
grad des Fürstentums denjenigen der 
Schweiz erreichte, wurde durch Verein
barung vom 24. September 1964 mit 
Rückwirkung auf den 1. Januar 1962 der 
Anteil des Fürstentums auf die volle 
Kopfquote erhöht. Massgebend sind da
bei die Einnahmen der schweizerischen 
Zollverwaltung, abzüglich deren Ausga
ben.» Und weiter: «Diese Regelung stellt 

das Fürstentum grundsätzlich der 
Schweiz gleich, was bei den heutigen Ver
hältnissen gerechtfertigt ist. Dagegen be
günstigt sie das Fürstentum bezüglich der 
Kostentragung insoweit, als bloss die un
ter dem Titel «Zollverwaltung» ausgewie
senen Verwaltungskosten in Rechnung 
gestellt werden und diese nur einen Teil 
der Kosten der Zollerhebung ausmachen, 
da wesentliche Kosten zentral erfasst und 
nicht bei den einzelnen Dienststellen aus
gewiesen sind.» 

Gut ein Fünftel der Steuereinnahmen 
Die Rückerstattungen aus den Zollan

teilen und der Warenumsatzsteuer ma
chen auch heute noch einen erheblichen 
Teil der Gesamteinnahmen des Staates 
aus, obschon die Bedeutung dieser Ein
nahmen im Vergleich zu früher etwas zu
rückgegangen ist. 1952 erreichten die 
Rückerstattungen aus der Schweiz einen 
Anteil von 41 Prozent an den liechtenstei
nischen Staatseinnahmen, im letzten Jahr 
beliefen sich die Einnahmen aus der 
Warenumsatzsteuer und der Zölle auf 
51,4 Prozent: Das sind 23,5 Prozent des 
Totais der Steuern und Abgaben oder 
16,3 Prozent der Gesamteinnahmen. 

Erfreulicher Bodenerwerb der Gemeinde Triesen 
A n k a u f  von über 2000 Klaftern Boden aus Privatbesitz zu sehr zuvorkommenden Preisen 

Die Verknappung des Bodens und die 
damit verbundene Bodenspekulation sind 
auch in unserem Land ein sehr grosses 
Problem. Umso erfreulicher ist es in der 
heutigen Zeit, dass die Gemeinde Triesen 
dank dem Entgegenkommen der privaten 
Verkäufer in den letzten Monaten ihren 
Bodenbesitz durch den Erwerb mehrerer 
Parzellen um insgesamt mehr als 2000 
Klaftern - zu wohlgemerkt äusserst fairen 
Preisen - um mehr als 2000 Klafter ver-
grössern konnte. 

Wie im soeben erschienenen Informa
tionsheft Nr. 94 der Gemeinde Triesen zu 
entnehmen ist, befinden sich 1747,9 Klaf
ter des aus privater Hand erworbenen 
Bodens im Gebiet der Baulandumlegung 
Matschiis II, das heisst an einer sehr be
vorzugten Wohnlage. Die restlichen 286 
Klafter liegen in der Reservezone südlich 
der Feldstrasse. 

Die Parzellen auf Matschiis konnten zu 
einem Preis von weniger als 1700 Franken 
pro Klafter (inklusive Grundstücksge
winnsteuer und Gebühren) erworben 
werden. Dieser Preis liegt deutlich unter 
dem Klafterpreis, der  normalerweise an 
dieser Lage gefordert und auch bezahlt 
wird. 

Gemeindevorsteher Xaver Hoch gibt 
im Vorwort des Gemeinde-Informations

heftes denn auch seiner grossen Freude 
über die getätigten Zukunftsinvestitionen 
zum Ausdruck. Vor allem lobt der Ge
meindevorsteher die loyale Haltung der 
Verkäufer. Xaver Hoch: «Private Boden
besitzer, die Grundstücke' an die öffentli

che Hand veräussern und dabei oft sogar 
noch wirtschaftliche Nachteile in Kauf 
nehmen, machen sich um das Wohl der 
Allgemeinheit verdient». Bleibt zu hof
fen, dass dieses Triesner Beispiel Schule 
macht. 

Zunehmende Schleppertätigkeit 
Zahl der angehaltenen Asyl- und Arbeitssuchenden verdoppelt 

Bern (AP) Trotz Personalmangel hat 
das Schweizer Grenzwachtkorps (GWK) 
durch verstärkten Einsatz an der»grünen 
Grenze» im ersten Halbjahr gut doppelt 
soviel illegal einreisende Asyl- und Ar
beitssuchende angehalten wie in der glei
chen Periode des Vorjahres. Auffallend 
war die erneut zunehmende Schleppertä
tigkeit, wie das Finanzdepartement 
(EFD) und die Eidgenössische Oberzoll
direktion am Montag mitteilten. Im 
Durchschnitt intervenierte das Korps pro 
Tag 890mal. Gut angelaufen ist die Wer
beaktion für Grenzwächterinnen. 

A n  der «grünen Grenze» wurden in 
den ersten sechs Monaten dieses Jahres 
1830 Personen angehalten und den kanto
nalen Polizeiorganen übergeben. Davon 
waren 1.311 Asyl- und Arbeitssuchende, 
gegenüber 623 im gleichen Zeitraum des 
Vorjahres. Dabei wurde auch eine ver
stärkte Schleppertätigkeit festgestellt, sei 
es durch Anhalten von Schleppern oder 
durch die Angaben von Angehaltenen, 
sie seien ein Stück weit begleitet worden, 
wie GWK-Chef Angelo Valsangiacomo 

auf Anfrage erläuterte. Bei den Angehal
tenden handelte es sich nach seinen An
gaben vorwiegend um Türken; in gewis
sen Gebieten würden auch nach wie vor 
viele Tamilen beobachtet, sagte er, ohne 
diese Gebiete zu präzisieren. 

Insgesamt intervenierte das Korps im 
ersten Halbjahr 1989 in 160 341 Fällen 
gegenüber 152 784 Fällen im Vorjahr. 
Dies ergibt pro Tag durchschnittlich 890 
Interventionen, die laut Mitteilung aller
dings von unterschiedlicher Bedeutung 
sind. So mussten an den Grenzübergän
gen 47 497 (Vorjahr 44 799) Personen 
mangels gültiger Ausweise oder fehlen
der Visa zurückgewiesen werden. Dazu 
kamen 8772 (7460) Meldungen an eidge
nössische oder kantonale Fremdenpoli-
zeibüros. 4302 (4297) Personen wurden 
aufgrund von Fahndungsunterlagen, we
gen Vergehen gegen das Strassenver
kehrs- und das Betäubungsmittelgesetz 
sowie anderem der Polizei übergeben. 
Ferner wurden 210 (142) Einreisesperren 
eröffnet. 

Die von der Gemeinde Triesen z u  sehr zuvorkommenden Preisen erworbenen Parzel
len au f  Matschiis (unser Bild) werden vorderhand als Reserve betrachtet; der Gemein
derat möchte von einer kurzfristigen Überbauung absehen. 

Stagnation bei den 
Motorfahrzeugen 

Bei den Neuzulassungen von Motor
fahrzeugen zeichnet sich, wie aus der  
neuesten Statistik des Amtes für Volks
wirtschaft hervorgeht, eine Stagnation im 
Vergleich zum Vorjahr ab. Im Monat Ju
ni wurden insgesamt 307 (317) neue Fahr
zeuge bei der  Motorfahrzeugkontrolle 
immatrikuliert. Im Vergleich zum Vor
jahr  sind dies 3,2 Prozent weniger. Die 
Mehrzahl der Neuzulassungen sind Per
sonenwagen: Den 237 (255) PKW stehen 
2 (1) Omnibusse, 18 (14) Last- und Lie
ferwagen, 2 (4) Spezialwagen, 18 (16) 
Motorräder, 1 (2) landwirtschaftlicher 
Traktor und 29 (24) Anhänger gegen
über. 

Mit den Neuzulassungen des Monats 
Juni sind auch die Zahlen für das erste 
Halbjahr 1989 bekannt geworden. Insge
samt wurden in den ersten Monaten des 
laufenden Jahres 1545 (1543) neue Fahr
zeuge in Verkehr gesetzt. Die Zunahme 
gegenüber der Vorjahreszahl beläuft sich 
auf lediglich 0,1 Prozent, so dass von 
einer Stagnation der Zulassungen gespro
chen werden kann. 

Neu in Verkehr gesetzt wurden 1216 
(1233) Personenwagen im ersten Halb
jahr 1989, dazu 1 (2) Kleinbus, 5 (2) 
Omnibusse, 92 (93) Last- und Lieferwa
gen, 12 (13) Spezialwagen, 107 (102) Mo
torräder, 19 (15) landwirtschaftliche 
Traktoren und 93 (82) Anhänger. 

Vier Personen im 
Fall Zünd in Haft 

St. Gallen (AP) Die St. Galler Kantons
polizei hat im Zusammenhang mit dem 
Fall Zünd vier Personen verhaftet, darun
ter einen Jugoslawen, der verdächtigt 
wird, direkt an der Entführung des ehe
maligen Möbelfabrikanten aus Riebstein 
(SG) beteiligt gewesen zu sein. Die Fahn
dung nach einem zweiten Jugoslawen lief 
am Montag nach wie vor auf Hochtouren. 

Dies bestätigte ein Sprecher der Kantons
polizei am Nachmittag, nachdem zu-: 
nächst erneut von einer Informations
sperre die Rede gewesen war. 

Das Verwirrspiel um Hintergrund und 
Ablauf des Falls Zünd sowie um das Ver
halten der Polizei dauerte auch am Mon
tag an, drei Tage nachdem sich der 67jäh-
rige Karl Zünd selbst hatte befreien kön
nen. Sprecher der  St. Galler Kantonspoli
zei wollten am Montag vormittag keiner
lei Fragen von Journalisten beantworten 
und verwiesen auf eine Pressekonferenz 
von heute Dienstag. 

Ungenügende Reinigung 
der Kläranlage Malbun 

Derzeit wird an der Erstellung des 
Werkleitungsstollens Steg - Triesenberg 
gearbeitet, der auch eine Abwasserlei-
tung von den Ferienorten Malbun und 
Steg nach Triesenberg enthalten soll. Das  
Amt für Gewässerschutz erachtet die Er
stellung dieser Abwasserleitung als dring
lich, wie aus dem Rechenschaftsbericht 
der Regierung hervorgeht. Die Kläranla
ge Malbun arbeitet nach Angaben des 
Gewässerschutzes «unzureichend» und 
«ungenügend». D e n  ärgsten Missständen 
soll durch vermehrte Schlammentnahme, 
insbesondere zu den Zeiten hoher Bela
stung, begegnet werden. 

Auch in den Abwasserreinigungsanla
gen Vaduz und Balzers drängen sich nach 
diesem Bericht bauliche Veränderungen 
auf. Bei der A R A  Balzers sollte mög
lichst kurzfristig, wie es im Rechen
schaftsbericht der Regierung heisst, die 
zweite Behandlungsstrasse ausgebaut 
werden, damit allfällige Störfälle besser 
beherrschbar wären. Ebenso wird die 
Ableitung der  gereinigten Abwässer di
rekt in den Rhein erwogen. 

Bei der A R A  Vaduz drängt sich eine 
Erweiterung und Modernisierung auf. 

Die Ableitung von Abwasser aus dem 
Einzugsgebiet der Kläranlage in die A R A  
Bendern wird auf die Dauer nicht mehr  
möglich sein. Zudem wird, wenn der Lei
tungsstollen fertig erstellt, ist, mit einer 
zusätzlichen Belastung durch die Abwäs
ser aus dem Alpengebiet gerechnet. 
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